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Erklärung des Rates 

 

Der Rat stellt fest, dass durch die Annahme der Verordnung des Europäischen Parlaments und des 

Rates zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 des Rates hinsichtlich der Gewährung von 

Direktzahlungen an Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe für das Jahr 2013 weder die Beschlüsse 

über den mehrjährigen Finanzrahmen der EU für die Zeit nach 2013 noch die Beschlüsse über die 

künftige Gemeinsame Agrarpolitik für die Zeit nach 2013 präjudiziert werden. 
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Erklärung Sloweniens und Maltas  

 

Da der rechtzeitigen Annahme des Entwurfs der Verordnung des Europäischen Parlaments und des 

Rates zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 des Rates hinsichtlich der Gewährung von 

Direktzahlungen an Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe für das Jahr 2013 große Bedeutung 

zukommt, wird der endgültige Kompromiss von Slowenien und Malta unterstützt.  

Slowenien und Malta sind jedoch der Ansicht, dass einige der an der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 

vorgenommenen Änderungen, insbesondere die in Artikel 1 Nummern 4a, 4b und 4c enthaltenen 

Änderungen, über den Geltungsbereich einer Übergangsregelung hinausgehen.  In diesem 

Zusammenhang möchten Slowenien und Malta hervorheben, dass mit diesen Änderungen nur auf 

die Anliegen bestimmter neuer Mitgliedstaaten eingegangen wird, während vergleichbaren 

Anliegen anderer neuer Mitgliedstaaten hinsichtlich eines reibungslosen Übergangs und einer 

Vereinfachung nicht Rechnung getragen wird.  
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